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Text 

Verwaltung des Wohlfahrtsfonds 
 

§ 79. (1) Die Verwaltung des Wohlfahrtsfonds ist von der Verwaltung des übrigen Kammervermögens 
getrennt zu führen und obliegt einem Verwaltungsausschuß, der sich zur administrativen Vorbereitung und 
Durchführung seiner Rechtsakte eines Dritten bedienen darf. Die Betrauung eines Dritten ist in der Satzung des 
Wohlfahrtsfonds zu regeln. 

(2) Der Verwaltungsausschuß besteht aus dem Präsidenten, dem Finanzreferenten (stellvertretenden 
Finanzreferenten) sowie aus mindestens zwei weiteren Kammerräten. Die Zahl der weiteren Kammerräte wird 
vom Kammervorstand festgesetzt. Die Kammerräte werden von der Vollversammlung für die Dauer ihrer 
Funktionsperiode nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts gewählt. 

 (3) Die Mitglieder des Verwaltungsausschusses wählen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden und seinen 
Stellvertreter. Der Vorsitzende hat die Verwaltungsgeschäfte nach den Beschlüssen des Verwaltungsausschusses 
zu führen. 

 (4) Gegen die Beschlüsse des Verwaltungsausschusses steht den Betroffenen das Recht der Beschwerde an 
einen auf Vorschlag des Vorstandes von der Vollversammlung bestellten Beschwerdeausschuß zu. 

(5) Der Beschwerdeausschuß besteht aus einem Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern. Für den 
Vorsitzenden und die Mitglieder sind Stellvertreter zu bestellen. Von der Vollversammlung sind für die Dauer 
ihrer Funktionsperiode der Vorsitzende und sein Stellvertreter mit unbedingter Stimmenmehrheit, die weiteren 
Mitglieder und deren Stellvertreter in je einem Wahlgang nach den Grundsätzen des Verhältniswahlrechts, 
jeweils aus dem Kreis der Kammerangehörigen, zu wählen. Die Mitglieder des Beschwerdeausschusses dürfen 
dem Kammervorstand, dem Verwaltungsausschuß und dem Überprüfungsausschuß nicht angehören. 

 (6) Der Beschwerdeausschuß entscheidet mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Eine 
Stimmenthaltung ist nicht zulässig, der Vorsitzende stimmt zuletzt ab. Die Entscheidungen des 
Beschwerdeausschusses sind endgültig und können durch ein ordentliches Rechtsmittel nicht angefochten 
werden. 

 (7) Für das Verfahren vor dem Verwaltungsausschuß und dem Beschwerdeausschuß ist das Allgemeine 
Verwaltungsverfahrensgesetz (AVG 1950) anzuwenden. 


